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Liebe Freunde der ADG, 

inzwischen hat das Bundessozialgericht (BSG) unsere Revision 
wegen der zu geringen Rentenanpassung 2007 als unzulässig 
verworfen. Die Herrschaften beschäftigen sich nicht einmal 
mehr mit unseren Argumenten, obwohl diese in den bisheri-
gen Entscheidungen keine Rolle gespielt haben. Auch in dieser 
Sache haben wir über unseren Anwalt eine Anhörungsrüge an 
das BSG geschickt und gleichzeitig, um keine Fristen zu versäu-
men, eine Verfassungsbeschwerde verfasst. 

Es ist erschreckend, mit welchem Selbstverständnis unsere 
staatlichen Eliten ein Zwei-Klassenrecht bei der Altersvorsorge 
verinnerlicht haben, das es so in keinem demokratischen 
Rechtsstaat in Europa gibt. Für sich selbst haben diese Eliten 
andere, wesentlich bessere Regelungen geschaffen, die auch 
von niemandem in Frage gestellt werden. Viel schlimmer ist 
aber die Tatsache, dass unterschiedliche Rechtsnormen zur 
Anwendung kommen, die Normen des Rechtsstaats und des 
Grundgesetzes bei den berufsständischen Systemen und der 
Beamtenversorgung, dagegen die politische Beliebigkeit als 
Rechtsstaatsprinzip für Arbeitnehmer und Rentner. 

Dagegen sollten Arbeitnehmer und Rentner bei den kommen-
den Wahlen ein Zeichen setzen, deshalb unser Wahlaufruf in 
dieser Ausgabe des ADG-Forum. 

Am 7. Mai hat uns die RRP (Rentnerinnen und Rentner Partei) 
die Gelegenheit gegeben, bei einer Demo auf dem Münchner 
Marienplatz einen kurzen Vortrag zum Thema „Alters-
versorgung in Deutschland – ein Zwei-Klassenrecht“ zu halten, 
als Gastredner sozusagen. Die Rede haben wir auf Seite 5 
abgedruckt. 

 

Otto W. Teufel 
ottow.teufel@t-online.de 
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Bericht  zur Teilnahme an der Messe „Die66” vom 24. bis 26. April 2009.

Bereits zum dritten Mal war die 
ADG auf der größten Messe 
Deutschlands für alle über 50, 
„Die66”, vertreten. Die steigen-
de Attraktivität dieser Messe, 
die gleichzeitig das fünfjährige 
Jubiläum feierte, spiegelt sich 
an den stets höheren Teilneh-
mer- und Besucherzahlen wi-
der. So konnte die ADG auch 
dieses Jahr einen gelungenen 
Messeauftritt verbuchen.  
Im Vorfeld wurde die Messe 
von der ADG durch eine Presse-
mitteilung bei openPR, einem 
Termineintrag in dem Internet-
portal markt.de, einem Eintrag 
in den Messemedien und durch 
über 80 persönliche Anschrei-
ben an sog. VIP´s und Leser-
briefschreiber beworben. 

Highlight auf der Messe war 
aus Sicht der ADG wieder ein-
mal der sehr gut besuchte 
Vortrag „Altersvorsorge in 
Deutschland – ein Zwei-Klas-
senrecht” von unserem stellver-
tretenden Vorsitzenden, Herrn 
Otto W. Teufel, der am ersten 
Tag der Messe stattfand. Die 
Resonanz war so groß, dass 
viele Besucher wegen der 
knapp bemessenen Vortrags-
zeit keine Gelegenheit mehr 
hatten, ihre Fragen anzubrin-
gen. Umso mehr strahlte der 
Vortrag auf die Diskussion am 
Messestand aus. Viele Anfra-
gen nach Charts aus dem Vor-
trag wurden gestellt und von 
Herrn Teufel selbstverständlich 
erfüllt. 

Bewährt hat sich erneut der 
Prospektständer, der fast aus-
schließlich mit den neuesten 
Publikationen der ADG ausge-
stattet war. Die am meisten 
nachgefragten Infoblätter be-
fassten sich mit den versiche-
rungsfremden Leistungen, dem 
Zwei-Klassenrecht in der 

Altersvorsorge, dem Vergleich 
der Privaten Krankenversiche-
rung (PKV) mit der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) im 
Hinblick auf die Ge-
sundheitsreform und einer 
Kosten- und Leistungsübersicht 
mit dem Titel „Hungerrente”, 
in der eine Rentenempfängerin 
ihre tatsächliche Einkommens- 
und Ausgabensituation 
darstellt.  

Sehr gefragt war auch ein 
neuer Flyer, in dem die ADG 
darlegt, wie sie sich eine nach-
haltige Rentenreform vorstellt. 

Den Erfolg des diesjährigen 
Messeauftrittes der ADG konn-
te man auch an den guten und 
intensiv geführten Gesprächen 
mit zahlreichen Besuchern aller 
Interessensrichtungen, mit Poli-
tikern und Mitgliedern der 
Rentnerinnen und Rentner 
Partei sowie mit den Linken, 
die als Standnachbarn häufiger 
in den Dialog eingebunden 
waren, ablesen. Auffallend 
war, dass unter den vielen Be-
suchern auf unserem Messe-
stand auch viele Auswärtige 
waren.  
Hauptgesprächsstoff waren die 
Ungerechtigkeiten bei der Al-
tersvorsorge, die logischerwei-
se ständig mit den Privilegien 
der Beamten und der Versor-
gungsempfänger aus dem 
Staatsdienst verglichen wur-
den. 

Viele Betroffene störte der 
Tenor in den Medien, dass mit 
den Rentenerhöhungen, die ja 
in den Jahren ab 2011 wieder 
ausgeglichen werden, der sog. 
Generationenkonflikt erneut 
auf die Tagesordnung kam. 
Ganz eindeutig waren dagegen 
alle Gesprächsteilnehmer mit 
Rentenbezug der Meinung, 
dass der Kampf um angemesse-

ne Renten vor allem auch der 
jungen Generation nützen 
wird. Denn alle Einschnitte und 
alle negativen Einflussfaktoren 
in der Rentenformel treffen die 
junge Generation um Vieles 
härter. Eben nur mit erhebli-
cher Zeitverzögerung. 

Im Sinne der jüngeren Genera-
tion wurde deshalb einhellig 
die Rückkehr zur alten Stärke 
der gesetzlichen Altersversor-
gung gefordert. Schon alleine 
deshalb, weil die private Vor-
sorge oft nicht erschwinglich 
und zudem völlig unsicher ist. 

Am Sonntag hatte Herr Otto 
W. Teufel noch die Gelegen-
heit, sich in die Diskussion der 
Hauptveranstaltung „Die 
Macht der Alten – was will die 
größte Wählergruppe Deutsch-
lands wirklich?“, an der u. a. 
die Bundesvorsitzende des 
VdK, Frau Ulrike Mascher teil-
nahm, einzubringen. Herr 
Teufel ergriff die Gelegenheit, 
um die auf die gesetzliche 
Rentenversicherung negativ 
wirkenden versicherungsfrem-
den Leistungen anzusprechen, 
nachdem Frau Stewens wieder 
fälschlicherweise davon sprach, 
dass die Rentenversicherung 
vom Steuerzahler mit 80 Mrd. 
Euro pro Jahr subventioniert 
würde. Leider wird dieser wich-
tige Punkt von der Sozialpolitik 
und der Rechtsprechung per-
manent nicht korrekt darge-
stellt und gewürdigt. 

Die Teilnahme an Messen be-
deutet für die ADG und die 
beteiligten aktiven Mitglieder 
immer eine enorme Anstren-
gung, die nicht direkt sichtbar 
ist. Der Erfolg dieser Öffent-
lichkeitsarbeit hängt jedoch 
unabdingbar mit der Qualität 
der angebotenen Inhalte sowie 
dem persönlichen Auftritt der 
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ADG-Repräsentanten bei sol-
chen Auftritten ab. 

An dieser Stelle möchte sich 
deshalb der Vorstand bei 
allen vor, während und nach 
der Messe Beteiligten für 

ihren Einsatz herzlich bedan-
ken. 

Auch den ADG-Standbesuchern 
gilt der Dank des Vorstandes, 
denn sie sind Zielgruppe und 

Multiplikatoren der Arbeit der 
ADG. 

Ohne sie kann sich kein Erfolg 
einstellen. 

Helmut Wiesmeth 
hwlenting@t-online.de 

 

Rentenantrag stellen 

Nach einer Meldung der Deut-
schen Rentenversicherung 
Bund (DRVB) ist es ratsam, den 
Rentenantrag schon drei Mo-
nate vor Beginn des Renten-
eintrittes zu stellen. 
Wer den Antrag verspätet 
stellt, bekommt seine Rente 
möglicherweise nicht pünktlich 
ausbezahlt.  

Der Antrag auf eine Erwerbs-
minderungs- oder Hinterbliebe-
nenrente sollte so schnell wie 
möglich gestellt werden. 

Formulare sind bei jeder Bera-
tungsstelle der Rentenversiche-
rung sowie bei den Versiche-

rungsberatern und -ältesten, in 
Städten und Gemeinden oder 
bei den Versicherungsämtern 
der Gemeinden erhältlich. 

Witwen und Witwer können 
innerhalb von 30 Tagen nach 
dem Tod des Versicherten beim 
zuständigen Rentenservice der 
Deutschen Post einen Vorschuss 
auf ihre Rente beantragen. Sie 
bekommen sie dann sofort für 
die ersten drei Monate über-
wiesen. 

Damit ein Rentenantrag so 
schnell wie möglich bearbeitet 
werden kann, sollte darauf ge-
achtet werden, dass alle wichti-

gen Unterlagen eingereicht 
werden. Diese bestehen aus 
dem Personalausweis oder Rei-
sepass, Nachweisen über Zeiten 
der Ausbildung, Arbeitslosig-
keit oder Krankheit, Geburts- 
und Sterbeurkunden, Versiche-
rungsnummer sowie Kranken-
kassenkarte. 

Ratsam ist vor allem, dass schon 
im Vorfeld der Rentenantrag-
stellung eine sog. Kontenklä-
rung erfolgt, um Lücken im 
Versicherungsverlauf zu klären. 

Helmut Wiesmeth 
hwlenting@t-online.de 

 

 

Versicherungsunterlagen anfordern

Sie haben die Möglichkeit, 
unter http://www.deutsche-
rentenversicherung-bund.de/ 
per Internet anzufordern: 

- eine Rentenauskunft/einen 
Versicherungsverlauf 
  Die Rentenauskunft infor-
miert über die Höhe Ihrer 
bisher erworbenen Rentenan-
sprüche. Der Versicherungsver-
lauf enthält eine Aufstellung 
über alle in Ihrem Konto ge-
speicherten Daten. 

- eine Renteninformation 
   Sie gibt einen Ausblick auf 
die zukünftige Rente und deckt 
mögliche Lücken in der Alters-
vorsorge auf. 

- eine Beitragsrechnung 
   Die Beitragsrechnung bekom-
men Versicherte, die ihre Bei-

träge direkt an den Rentenver-
sicherungsträger zahlen. Sie 
enthält aktuelle Informationen 
über die Beitragshöhe und ge-
gebenenfalls vorhandene For-
derungen. 

- einen Überweisungsbeleg 
   Versicherte, die Ihre Beiträge 
direkt an die Rentenversiche-
rung zahlen (zum Beispiel frei-
willig Versicherte), können mit 
dem Überweisungsbeleg bar-
geldlos ihre Beiträge an die 
Rentenversicherung entrichten. 
Dies gilt auch für Forderungen. 

- eine Rentenbezugsbescheini-
gung (Versichertenrente) 
   Sie enthält Daten über die 
Rentenhöhe für einen ge-
wünschten Zeitraum und dient 
zur Vorlage für dritte Stellen 

(zum Beispiel Wohngeld, Ge-
meinden) 

- einen Ausweis für Rentnerin-
nen und Rentner (Versicherten-
rente) 
   Er enthält persönliche Daten 
über den Rentenbeginn und 
die Rentenart. 

- eine Rentenbezugsmitteilung 
zur Vorlage beim Finanzamt 
(Versichertenrente) 
   Sie enthält Daten über den 
Rentenbezug eines abgelaufe-
nen Kalenderjahres und dient    
zur Vorlage beim Finanzamt. 
 
Wichtig: 

Eine Rentenauskunft kann 
Ihnen Ihre Deutsche Rentenver-
sicherung nur geben, wenn Ihr 
Versicherungskonto vollständig 
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ist. In Ihrem eigenen Interesse 
sollten Sie eventuelle Lücken 
unbedingt klären. Haben Sie 
Lücken in Ihrem Versicherungs-
konto, bekommen Sie einen 

Versicherungsverlauf. Ihm ist 
ein Antrag auf Kontenklärung 
beigefügt, damit Sie die Lücken 
im Versicherungskonto frühzei-
tig klären können. 

 Helmut Wiesmeth 
 hwlenting@t-online.de 

 
 

Einkommensteuerbescheid 2008 – Einspruch 

Auch dieses Jahr werden viele 
von uns wieder Steuern auf-
grund des Alterseinkünftege-
setzes zahlen müssen. Da über 
die Einsprüche aus den vergan-
genen Jahren noch nicht end-
gültig entschieden worden ist, 
empfehlen wir auch den Rent-
nern, die noch einen offenen 
Steuerbescheid aus dem ver-
gangenen Jahr haben, vorsorg-
lich auch gegen den Steuerbe-
scheid für 2008 Einspruch ein-
zulegen. Dazu haben Sie einen 
Monat ab Zugang des Steuer-
bescheids Zeit. 

Bei der Begründung können 
Sie gegebenenfalls auf Ihren 
früheren Einspruch verweisen. 
Einen Formulierungsvorschlag 
finden Sie weiter hinten im 
Text. Wer für 2008 zum ersten 
Mal durch das Alterseinkünfte-
gesetz betroffen ist, kann auf 
den Einspruch und die Begrün-
dung zurückgreifen, die wir im 
ADG-Forum Februar 2006 ver-
öffentlicht haben. Die entspre-
chenden Texte finden Sie 
selbstverständlich auch auf 
unserer Homepage im Internet 
(www.adg-ev.de). 

Ein ADG-Mitglied hat eine Kla-
ge beim Finanzgericht Mün-
chen eingereicht, die bereits 
seit Anfang 2007 anhängig ist. 

Mit Hinweis auf dieses Verfah-
ren sollten Sie das Finanzamt 
gleichzeitig auffordern, Ihren 
Einspruch bis zur endgültigen 
Entscheidung dieses Verfahrens 
ruhen zu lassen. 

Sie können auch bei der ADG 
den bereits ausgedruckten Ein-
spruch anfordern. 
 

Musterscheiben 
An das Finanzamt xy 

Sehr geehrte Damen und 
Herren, 

Gegen den Steuerbescheid vom 
xx.xx.xxxx lege ich Einspruch 
ein. 

Das Alterseinkünftegesetz ist 
die Antwort des Gesetzgebers 
auf ein Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts (BVerfG) vom 
6.3.2002 (2 BvL 17/99). Der Ein-
spruch stützt sich auf abwei-
chende Feststellungen zu meh-
reren in der Urteilsbegründung 
des BVerfG dargelegten Befun-
den und auf die Art der Umset-
zung des Urteils durch den 
Gesetzgeber. 

Die im Urteil dargelegten Be-
funde sind die dort angenom-
menen steuerlichen Benachtei-
ligungen von Pensionären 
gegenüber Rentnern. Daneben 
finden der Umfang der von 

den Pflichtversicherten aus 
bereits versteuertem Einkom-
men geleisteten Beiträge zur 
Rentenversicherung und die 
Nichtbeteiligung der Beamten 
an der Finanzierung der versi-
cherungsfremden Leistungen 
keine vergleichbare Beachtung. 
Durch das Alterseinkünftege-
setz werden steuerrechtliche 
Grundsätze und Art. 3 des 
Grundgesetzes (Gleichheits-
grundsatz) verletzt. 

Zur Begründung des Einspruchs 
verweise ich auf die Begrün-
dung meines Einspruchs gegen 
den Steuerbescheid für 2005. 
An den dort vorgetragenen 
Argumenten hat sich nichts 
geändert. 

Um eine Fülle von Verfahren zu 
vermeiden, bitte ich Sie, diesen 
Einspruch ruhen zu lassen, bis 
die inzwischen anhängigen 
Musterstreitverfahren zu die-
sem Thema rechtsgültig ent-
schieden sind, insbesondere das 
beim FG München seit 2007 
anhängige Verfahren mit dem 
Aktenzeichen  9 K 616/07. 

Mit freundlichen Grüßen 
 

Helmut Wiesmeth 
hwlenting@t-online.de

 

Wahlaufruf 

Zu der am 7. Juni 2009 stattfin-
denden Europawahl rufen wir 
alle Mitglieder und deren 
wahlberechtigte Angehörige 
dazu auf, unbedingt an der 
Wahl teilzunehmen. 

Die Europawahl ist für das 
Leben der Bürger und für die 
Gestaltung der Zukunft in der 
europäischen Gemeinschaft 
von immenser Bedeutung.  

Nicht zu wählen heißt, mit der 
enthaltenen Stimme ungelieb-
te Parteien zu stärken! 

Sollten Sie am Wahltag verhin-
dert sein, beantragen Sie bitte 
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mit Ihrer Wahlbenachrichti-
gungskarte bei Ihrem zustän-
digen Wahlamt (z. B. Gemein-
de) Briefwahlunterlagen. Diese 
enthalten den Wahlschein, mit 
dem Sie auch vorzeitig an der 
Europawahl teilnehmen kön-
nen. 

Ihre Wahlentscheidung für eine 
der 32 in Deutschland zugelas-
senen Parteien sollten Sie so 
fällen, dass Ihre persönlichen 
Interessen am Besten erfüllt 
werden. Wägen Sie bitte ab, 
welche der wählbaren Parteien 
diesen in der Vergangenheit 
entsprochen hat und ob das 

Programm dieser Partei in der 
Zukunft Ihren Wünschen und 
Vorstellungen gerecht wird. 
Nur dann sollten Sie dieser Par-
tei Ihr Vertrauen schenken. 

Lösen Sie sich bitte von mög-
licherweise langjährigen Wahl-
gewohnheiten und entschei-
den Sie in jedem Fall gemäß 
realer Parteipolitik der Gegen-
wart und der Zukunft. 
Es geht nicht um Personen son-
dern um Parteipolitik! 

Wie bei der Europawahl ge-
wählt wird, worauf es an-
kommt, wie viele Sitze für 

jedes Land zur Verfügung 
stehen und Hinweise auf 
weiterführende Informationen 
können Sie dem Infoblatt Euro-
pawahl, 7. Juni 2009, Verfahren 
und Wissenswertes zur 
Europawahl im Superwahljahr 
2009 der ADG entnehmen. Sie 
finden das Informationsblatt 
auf der ADG-Homepage unter 
http://www.adg-ev.de 
>publikationen >Wahljahr 2009 
– Europawahl. 

Helmut Wiesmeth 
hwlenting@t-online.de

Altersvorsorge in Deutschland - ein Zwei-Klassenrecht

Liebe Mitbürgerinnen und 
Mitbürger, 

in Deutschland gibt es für die 
erwerbstätige Bevölkerung ver-
schiedene Systeme der Alters-
versorgung. Aber nur die ge-
setzliche Rentenversicherung 
wird andauernd in Frage ge-
stellt, obwohl sie mit Abstand 
die schlechtesten Renten zahlt. 
Die durchschnittlichen Renten 
der berufsständischen Versor-
gung von Selbständigen und 
die durchschnittlichen Pensio-
nen sind mehr als doppelt so 
hoch wie die durchschnittlichen 
Renten. 

Sowohl die berufsständische 
Versorgung als auch die Beam-
tenversorgung zahlen im Alter 
angemessene Leistungen, von 
der Politikerversorgung ganz 
zu schweigen. Aber wer zahlt 
denn die Renten der berufs-
ständischen Versorgung oder 
die Pensionen? Dafür muss 
doch die gleiche erwerbstätige 
Bevölkerung aufkommen wie 
für die Renten. 

Bei Nachfragen verweisen un-
sere Politiker gerne auf die 
Unterschiede in den Systemen, 
sie behaupten, die sind nicht 
vergleichbar. Aber warum 

eigentlich? 

Die Unterschiede sind ein Relikt 
des Feudalstaats des 19. Jahr-
hunderts. Und nach 1945 ha-
ben die Politiker durch zwei 
willkürliche Entscheidungen 
dafür gesorgt, dass diese Un-
terschiede nicht nur erhalten 
bleiben, sie haben diese Unter-
schiede noch vertieft. Erstens: 
Sie haben die unterschiedlichen 
Systeme auch für die neue 
Bundesrepublik übernommen. 
Das gibt es in keinem demokra-
tischen Rechtsstaat Europas. 
Und gleichzeitig haben die 
staatlichen Eliten für sich selbst 
andere, wesentlich bessere Re-
gelungen geschaffen.  

Zweitens haben sie die Arbei-
terrentenversicherung und die 
Angestelltenversicherung vom 
kapitalgedeckten auf das Um-
lageverfahren umgestellt. Wer 
weiß denn heute noch, dass die 
Rentenversicherung bis 1956 
wie eine berufsständische Ver-
sorgung aufgebaut war? 

Aber das eigentliche Problem 
sind nicht die unterschiedlichen 
Systeme. Das Problem ist, dass 
für die gesetzliche Rentenver-
sicherung nicht die gleichen 
Rechtsnormen gelten wie für 

die anderen Systeme. Für Ar-
beitnehmer und Rentner gilt 
ein minderwertiges Recht. Wo 
für die berufsständische Ver-
sorgung das Vertragsrecht gilt, 
gilt für Arbeitnehmer und 
Rentner die Gestaltungsfreiheit 
des Gesetzgebers. Wo für die 
berufsständische Versorgung 
das Rechtsstaatsprinzip gilt, al-
so keine rückwirkenden Ände-
rungen, gilt für uns Arbeitneh-
mer und Rentner ebenfalls die 
Gestaltungsfreiheit des Gesetz-
gebers. Und wo für die berufs-
ständische Versorgung die 
Zweckbindung der eingezahl-
ten Beiträge gilt, gilt für uns 
wiederum nur die Gestaltungs-
freiheit des Gesetzgebers. Und 
die Beamtenversorgung beruft 
sich zu Recht und erfolgreich 
auf die hergebrachten Grund-
sätze des Berufsbeamtentums, 
entsprechend Artikel 33 Grund-
gesetz. Die Gestaltungsfreiheit 
des Gesetzgebers dagegen ist 
im Rentenrecht längst zur poli-
tischen Willkür geworden. 

Mit anderen Worten: Seit mehr 
als 50 Jahren machen Union 
und SPD die politische Beliebig-
keit zum Rechtsstaatsprinzip 
für Arbeitnehmer und Rentner.  
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Seit mehr als 50 Jahren plün-
dern die Politiker unsere Ren-
tenkassen, um Sozialfälle zu 
finanzieren, die eigentlich aus 
Steuermitteln, also von allen 
Bürgern, getragen werden 
müssten. Und wenn einige Poli-
tiker behaupten, dass der Bund 
die Rentenversicherung mit 80 
Mrd. Euro im Jahr subventio-
niert, dann sind sie schlecht in-
formiert oder sie sagen be-
wusst die Unwahrheit. Der so-
genannte Bundeszuschuss für 
unsere Rentenversicherung 
beträgt laut Haushaltsplan 56 
Mrd. Euro und reicht bei wei-
tem nicht aus, die sogenannten 
versicherungsfremden Leistun-
gen zu finanzieren. Wer sich 
die Mühe macht und die ent-
sprechenden Zahlen zusam-
mensucht, kommt zu dem Er-
gebnis, dass auch im vergange-
nen Jahr die gesetzliche Ren-
tenversicherung mit rund 26 
Mrd. Euro mehr belastet war. 
Insgesamt haben unsere Politi-
ker seit 1957 mehr als 600 Mrd. 
Euro so von unseren Renten-
beiträgen für andere Zwecke 
abgezweigt. Es ist also genü-
gend Geld im System, es wird 
von der Politik nur falsch ver-
wendet. Hier findet eine gigan-
tische Umverteilung von den 
Arbeitnehmern und Rentnern 
hin zu den staatlichen und 
gesellschaftlichen Eliten statt, 
denn diese Art von Sondersteu-
er tragen Arbeitnehmer und 
Rentner allein. Und nur des-
halb muss das Rentenniveau 
seit 30 Jahren regelmäßig ab-
gesenkt werden. Wer erinnert 

sich denn noch, dass bereits 
1978 das erste Mal die Renten-
anpassung ausgesetzt wurde 
und seitdem regelmäßige Ein-
griffe in das Rentenrecht er-
folgten? Und das trifft die Ar-
beitnehmer genau so wie die 
Rentner, denn jeder Eingriff 
bei den Rentnern entwertet 
auch alle Beiträge der Versi-
cherten. 

Wenn also Jungpolitiker zum 
Kampf gegen die Rentner auf-
rufen, wollen sie gleichzeitig 
die Rentenansprüche der Akti-
ven weiter kürzen, aber das sa-
gen sie natürlich nicht. Für sich 
selbst nehmen auch sie selbst-
verständlich andere, wesentlich 
bessere Regelungen in An-
spruch. Es ist unverantwortlich, 
wenn Jungpolitiker die Jungen 
gegen die Alten aufhetzen, an-
statt sich um gerechte Regelun-
gen für alle zu kümmern. 

Und weil die Redakteure in 
Presse und Fernsehen ebenfalls 
von dem Zwei-Klassenrecht 
profitieren, gibt es in den Me-
dien keine fairen Berichte zum 
Thema Rente. Das gilt zum Bei-
spiel auch für die Teilnehmer 
an den Diskussionsrunden im 
Fernsehen wie wir sie erst am 
Dienstagabend in Bayern 3 und 
im ZdF wieder erlebt haben. 
Wenn im Fernsehen Experten 
und andere Leute zu Wort 
kommen und weitere Ein-
schnitte bei den Renten einfor-
dern, meinen sie grundsätzlich 
nicht sich selbst, auch sie neh-
men für sich selbstverständlich 
andere, wesentlich bessere Re-

gelungen in Anspruch. Und 
wenn diese Experten die wei-
tere zusätzliche private Absi-
cherung fordern, muss man 
sich fragen, welche Interessen 
vertreten sie. Bis jetzt hat kei-
ner von denen gesagt, wie das 
funktionieren soll, dass die Pri-
vaten bei vergleichbaren Bei-
trägen und wesentlich höheren 
Kosten, wie zum Beispiel Ab-
schlussgebühren und politische 
Landschaftspflege, höhere Ren-
ten zahlen können. Das kann 
doch nur funktionieren, weil 
die Politiker seit Jahrzehnten 
regelmäßig in die Rentenkasse 
greifen. 

Weil nicht zu erwarten ist, dass 
Politik und Justiz bereit sind, 
die Normen des Rechtsstaats 
und des Grundgesetzes auch 
für die gesetzliche Rentenversi-
cherung gelten zu lassen, for-
dern wir ein einheitliches Sys-
tem für alle Bürger, so wie es in 
allen demokratischen Rechts-
staaten Europas der Fall ist. 

Und weil es keine neutrale und 
faire Diskussion über die Ren-
tenversicherung gibt, ist es 
wichtig, dass Arbeitnehmer 
und Rentner zu den kommen-
den Wahlen gehen und ein Zei-
chen setzen. Wählen Sie die 
RRP, die Rentnerinnen und 
Rentnerpartei, denn eine neue 
politische Kraft ist das einzige 
Signal, das unsere Politiker 
verstehen. 

Otto W. Teufel 
ottow.teufel@t-online.de

 

 
 
 

Solange das BVerfG für Recht erklärt, dass für Arbeitnehmer und Rentner nicht die gleichen Rechte 
gelten wie für Politiker und privat- oder kammerversicherte Selbständige, sowie Beamte und 
Richter, und das mit Unterschieden begründet, die auf willkürliche Festlegungen des Ständestaats 
des 19. Jahrhunderts zurückgehen, sind wir noch weit davon entfernt ein demokratischer Rechts-
staat zu sein. Solange gibt es für Demokraten noch viel zu tun. 
Die nächste Wahl kommt bestimmt. 
  


